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Showdown um gerechte IV-Renten 
Der Ständerat dürfte dem Nationalrat folgen und damit Bundesrat Berset zwingen, die Berechnung der IV-Renten bis Ende 2023  
zu korrigieren. Der politische Coup scheint perfekt, doch es droht neuer Ärger. 

Andrea Tedeschi

BERN. Wenn der bürgerliche Ständerat 
dem linkeren Nationalrat folgt, obwohl 
Millionen von Mehrkosten drohen, 
muss der Missstand unbestritten sein.  

Nach dem Entscheid des National-
rats mit 170 zu 0 Stimmen empfiehlt 
auch die ständerätliche Sozialkommis-
sion, Bundesrat Alain Berset zu zwin-
gen, seine IV-Praxis bis Ende 2023 zu 
korrigieren. Die Kommission will je-
doch weniger weit gehen als der Natio-
nalrat, der dem Sozialminister eine 
Frist von einem Jahr setzen will (siehe 
SN vom 2. Juni 2022).

Konkret soll Berset bis Ende Juni 2023 
neue Grundlagen für eine fairere Be-
rechnung wie für IV-Renten für Beein-
trächtige liefern. Die Frist von einem 
Jahr sei unmöglich einzuhalten, wehrte 
sich der Bundesrat im Nationalrat. 

Etliche chronisch Kranke oder Verun-
fallte bekommen keine Rente oder eine 
zu tiefe, weil die Invalidenversicherung 
(IV) laut Fachleuten statistische Tabel-
len mit zu hohen Löhnen für die Berech-
nung heranzieht. Besonders davon be-
troffen sind Gering- und Mittelverdie-
ner. Das Problem ist zwar seit vielen 
Jahren bekannt, die Kritik von Rechts-
gelehrten, Behindertenorganisationen, 
Kantonen oder Politik von links bis 
rechts massiv. Trotzdem weigerte sich 
Berset bisher, die aktuelle IV-Berech-
nung zu ändern. Sie sei gesetzeskon-
form, sagte er. Gegen erheblichen Wi-
derstand setzte er die Praxis per Verord-
nung mit der IV-Gesetzesrevision auf 
Anfang Jahr in Kraft und will bis 2025 
an ihr festhalten. 

Kritiker sind entsetzt. Sie sagen, nun 
würden immer mehr Versicherte unver-
schuldet um IV-Leistungen und in die 
Sozialhilfe gebracht. Das Bundesgericht 
gab Berset und dem Bundesamt für So-
zialversicherungen (BSV) in seinem 
Vorgehen kürzlich recht. Es sei an der 
Politik, einzugreifen. 

Sie fallen durch alle Maschen 
Und die Politik hält den Druck nun 

hoch. Dass die ständerätliche Sozial-
kommission ohne Gegenstimme (12 zu 
0 Stimmen bei 1 Enthaltung) eine Kor-
rektur fordert, ist bemerkenswert. Denn 
die Mehrheiten im Ständerat schienen 
weniger eindeutig als im Nationalrat. 
Finanz- und Sozialpolitiker rund um 
Alex Kuprecht (SVP/SZ) hatten sich we-
gen drohender Mehrkosten dagegenge-
stellt, die die IV mit 300 Millionen Fran-
ken beziffert hatte. Die IV sei jedoch be-
reits in Millionenhöhe verschuldet, 
sagte Kuprecht. 

Dass Kritiker wie er verstummt sind, 
hat gemäss Recherchen der «Schaffhau-
ser Nachrichten» mehrere Gründe. 

Dem Vernehmen nach soll ein Fach-
artikel des Rechtsgelehrten Philipp Egli 

nur wenige Tage vor der besagten Kom-
missionssitzung Ende Juni zu einem 
Umdenken geführt haben. Egli, Leiter 
des Zentrums für Sozialrecht an der 
ZHAW, hinterfragt die per Anfang  
Jahr eingeführte Gesetzesänderung, 
die die IV-Berechnung für Geringver-
diener laut Berset verbessern soll. «Die 
Gesetzesänderung löst das Problem der 
statistischen Tabellenlöhne nicht», sagt 
Egli. «Die Versicherten riskieren damit 
durch alle Maschen unseres Sozialversi-
cherungsnetzes zu fallen.»

Denn die IV unterstellt Versicherten 
über die statistischen Lohntabellen 
einen zu hohen und fiktiven Lohn, den 
sie real auf dem Arbeitsmarkt gar nicht 
erzielen können. Zum Beispiel beträgt 
der statistische Lohn für einen körper-
lich beeinträchtigen Mann ohne Ausbil-
dung und Berufserfahrung in der Versi-
cherungsbranche 13 790 Franken. In 
den Lohnmedian von unter 6000 Fran-
ken fliesst das hohe Gehalt ein und ver-
zehrt ihn. «Diese Tabellen sind nicht ge-
macht für die Berechnung der Invalidi-
tät», kritisiert Egli und ergänzt. «Die 
Gesetzesänderung hat die Situation der 
Versicherten verschlimmbessert.» 

Weil die Tabellen die Löhne von ge-
sunden Menschen wiedergeben, müs-
sen sie für Beeinträchtigte nach unten 
korrigiert werden. Die Revision hat das 

bisherige Korrekturinstrument jedoch 
abgeschafft, ohne die Grundlagen der 
Berechnung für Beeinträchtigte anzu-
passen. Egli sagt: «Die wissenschaftli-
chen Grundlagen dazu sind vorhanden. 
Was jedoch fehlt, ist die Umsetzung.»

Kritikerin in der Arbeitsgruppe   
Auf Antrag von Hannes Germann 

(SVP/SH) stimmte die Kommission 
schliesslich zu, dem Bundesrat sechs Mo-
nate mehr Zeit zu geben, um seine Be-
rechnungsgrundlage für gesundheitlich 
Beeinträchtigte anzupassen. Germann 
sagt: «Versicherte bezahlen zwar IV-
Lohnbeiträge, bekommen aber bei Invali-
dität nicht die Leistungen, die ihnen zu-
stünden. Das geht nicht.» Er ist über-
zeugt, dass der Ständerat der verlängerten 
Frist bis Ende Dezember 2023 zustim-
men wird: «Ein halbes Jahr mehr Zeit für 
den Bundesrat war ausschlaggebend, 
dass Kritiker in den eigenen Reihen zuge-
stimmt haben. Folgt der Nationalrat, ist 
das eine Schlappe für den Bundesrat.» 

Im Nationalrat reagiert man jedoch 
konsterniert. «Es ist etwas bemühend, 
dass das Bundesamt die Umsetzung he-
rausschieben will und die Ständerats-
kommission überzeugt hat, dass es et-
was mehr Zeit braucht», sagt Barbara 
Gysi (SP/SG). Das kritisiert auch ihr 
Ratskollege Thomas de Courten (SVP/

BL): «Mir scheint das eine Verzöge-
rungstaktik zu sein. Das wollen wir 
nicht.» Er will an der kürzeren Frist des 
Nationalrats festhalten. 

Trotzdem ist eine Zustimmung zu er-
warten. «Wir wollen, dass die Motion 
durchkommt und werden darum zäh-
neknirschend einlenken», sagt Gysi. 
Auch Christian Lohr (Mitte/TG), der die 
Kommissionsmotion initiierte, sagt: «Es 
ist ein kleines Entgegenkommen, aber 
damit ist unsere Geduld am Ende.»

Zuspruch bekommt der Ständerat von 
höchst unerwarteter Seite. «Ich bin sehr 
dankbar für das halbe Jahr, das gibt uns 
mehr Luft», sagt Gabriela Riemer-Kafka. 
Eine Arbeitsgruppe rund um die emeri-
tierte Professorin für Sozialversiche-
rungs- und Arbeitsrecht und Urban 
Schwegler von der Paraplegiker-For-
schung Nottwil hatte seit 2020 einen 
neuen Vorschlag für die IV-Rentenbe-
rechnung erarbeitet. Ihre Arbeit war aus-
schlaggebend, dass das Bundesgericht im 
vergangenen November einen Entscheid 
zu den Lohntabellen kurzfristig vertagte. 
Bundesrat Berset und das BSV haben den 
neuen Berechnungsvorschlag seitdem 
wiederholt öffentlich infrage gestellt, 
würdigten ihn sogar mehrmals herab. 

Offensichtlich hat der politische und 
öffentliche Druck ein Umdenken be-
wirkt. Denn Bundesrat Berset hat Rie-
mer-Kafka und Schwegler inzwischen 
in eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe 
des BSV einberufen, um neue Lohnta-
bellen für Menschen mit körperlichen, 
psychischen und kognitiven Beein-
trächtigungen zu erarbeiten. Riemer-
Kafka sagt: «Eine Frist bis Juni 2023 
wäre wohl zu knapp, um die Daten von 
mehreren Tausend Berufen und Tätig-
keiten zu bearbeiten.» 

Sie relativiert gleichzeitig die Erwar-
tungen, dass alle Beeinträchtigten von 
den neuen Berechnungsgrundlagen 
profitieren werden. «Es wird weiterhin 
Menschen geben, die die Voraussetzun-
gen für eine IV-Leistung nicht erfüllen 
werden.» 

Neuer Ärger bahnt sich an
Eine Verzögerung bahnt sich bereits 

an. Sollte sich Berset für die neue Be-
rechnungsgrundlage entscheiden, will 
er die Änderung in die Vernehmlas-
sung schicken. Parlamentarier, Behin-
dertenorganisationen und Gemeinden 
drängen jedoch darauf, dass der Bun-
desrat darauf verzichtet. Es sei nicht 
nötig, heisst es einhellig, weil die IV-Be-
rechnung bereits 2021 im Rahmen der 
IV-Revision in der Vernehmlassung ge-
wesen sei. Parteien, Kantone und Ver-
bände hatten sich vor einem Jahr be-
reits dazu geäussert. Mitte-Nationalrat 
Christian Lohr sagt: «Es braucht nicht 
nochmals ein umfangreiches Verfah-
ren, weil ein offensichtlicher Fehler kor-
rigiert wird.»

Der Druck auf ihn steigt: Bundesrat Berset in der Sommersession im Ständerat.  � BILD KEY

Unsichere Zukunft für die bekannteste Kampagne 
Fast 30 Millionen Franken liess sich der Bund seine Covid-Informationskampagne bisher kosten. Jetzt wird sie neu ausgeschrieben.

Christoph Bernet

BERN. Sie waren einst allgegenwärtig 
in der Schweiz. An jedem Bahnhof, an 
jedem Supermarkteingang, auf WC-
Türen in Restaurants, in Zeitungsin-
seraten, auf Werbebildschirmen. Die 
Rede ist von den Sujets der Corona-
kampagne des Bundesamts für Ge-
sundheit (BAG) unter dem Titel «So 
schützen wir uns».

Die Kampagne war modulhaft aufge-
baut und passte sich den Kommunika-
tionszielen des Bundes an. Je nach epi-
demiologischer Lage änderte sich die 
Hintergrundfarbe. Mal war sie alarmie-
rend rot, mal zurückhaltend blau, dann 
wieder warnend orange. Piktogramme 

informierten über das empfohlene Ver-
halten: gründliches Händewaschen, 
Kontakte reduzieren, zu Hause bleiben, 
später testen oder impfen lassen.

Auftrag ohne Ausschreibung 
Für die Konzeption der Kampagne 

war die Zürcher Kommunikationsagen-
tur Rod AG zuständig. Den Auftrag er-
teilte ihr das BAG im Februar 2020. Das 
war insofern wenig überraschend, als 
Rod die einzige Agentur war, die ein 
Konzept eingereicht hatte. Der Hinter-
grund: Aufgrund der Dringlichkeit war 
keine öffentliche Ausschreibung mög-
lich, da das reguläre Verfahren mehrere 
Monate in Anspruch genommen hätte. 
Das BAG entschied sich für eine Direkt-

vergabe. Dafür hatte das BAG vier 
grosse Schweizer Kommunikations-
agenturen eingeladen, im Rahmen 
eines sogenannten Pitchs ein Konzept 
vorzustellen. Drei der vier angefragten 
Unternehmen zogen sich jedoch aus 
Kapazitätsgründen vorzeitig zurück, 
wodurch Rod konkurrenzlos dastand.

Der Auftrag war lukrativ: Zwischen 
Februar 2020 und März 2022 wurden 
insgesamt 40 Teilkampagnen geplant 
und umgesetzt. Dies kostete den Bund 
laut BAG insgesamt rund 29,8 Millionen 
Franken, wovon fast zwei Drittel für 
die Verbreitung ausgegeben wurden, 
also etwa für Zeitungsinserate, Plakate 
oder Onlinewerbung. Für die Produk-
tion und Realisation der Kampagne 

flossen rund 8,1 Millionen Franken an 
die Agentur Rod. Diese wiederum be-
auftrage als Generalunternehmerin 
fast 40 Subunternehmen mit Dienst-
leistungen, etwa für TV-Spots. Welche 
Summe als Agenturhonorar am Ende 
bei Rod verblieben ist, verrät Mitgrün-
der David Schärer auf Anfrage nicht. Es 
mache jedoch «den kleinsten Teil der 
Gesamtleistungen» aus. Diese Leistun-
gen würden dem BAG «nach üblichen 
Tarifen abgerechnet».

Bis Ende Jahr bleibt Rod zuständig
Bis Ende Jahr wird die Information 

der Bevölkerung zum Coronavirus laut 
BAG «voraussichtlich weiterhin durch 
die Agentur Rod geplant und umge-

setzt und baut auf den bisherigen  
Kampagnen auf». Doch im neuen Jahr 
könnte die Agentur die Verantwortung 
für die Coronakommunikation des 
Bundes verlieren.

Wie BAG-Sprecherin Katrin Holen
stein sagt, ist derzeit eine Neuausschrei-
bung des Kommunikationsmandats in 
Arbeit. Diese Ausschreibung soll vor-
aussichtlich im August publiziert wer-
den; das neue Mandat per 1. Januar 2023 
beginnen. Ob es auf der bisherigen 
Kampagne aufbauen oder von Grund 
auf neu konzipiert wird, verrät Holen
stein «aus rechtlichen Gründen» nicht. 
Noch ist gemäss Schärer fraglich, ob 
sich Rod um das neue Covid-Mandat be-
werben werde.

«Wir wollen, 
dass die Motion 
durchkommt  
und werden  
zähneknirschend 
einlenken.» 
Barbara Gysi  
Nationalrätin (SP/SG)


